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Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Na-
türlichen Infrastruktur und zur Fortentwicklung der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung  

Der Zentralverband des Deutschen Handwerks e. V. (ZDH) vertritt die Interessen von rund 

einer Million Handwerksbetrieben in Deutschland mit rund 6 Millionen Beschäftigten und 

ca. 342.000 Auszubildenden. Als Spitzenorganisation der Wirtschaft bündelt der ZDH die Ar-

beit von 53 Handwerkskammern, rund 50 Fachverbänden des Handwerks auf Bundesebene 

sowie bedeutenden wirtschaftlichen und sonstigen Einrichtungen des Handwerks in 

Deutschland. 

Wir danken für die Gelegenheit, zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen 

Infrastruktur und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zur Um-

setzung der EU-Luftqualitätsrichtlinie in das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) und 

in die 39. BImSchV Stellung nehmen zu können. 

 

Generelle Anmerkungen 

Das deutsche Handwerk bekennt sich ausdrücklich zu den Zielen des Natur- und Umwelt-

schutzes. Wir regen jedoch an, den Gesetzentwurf zur Stärkung der Natürlichen Infrastruk-

tur und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung (NatInfG) zu über-

arbeiten, um eine Harmonisierung der Ziele des Naturschutzes mit dem Ziel der Beschleuni-

gung des Planens und Bauens zu erreichen und kontraproduktive Effekte zu vermeiden. 

 

§ 1a BNatSchG - Einstufung bestimmter Naturflächen als Belange des überragenden öf-

fentlichen Interesses 

Der Entwurf des NatInfG sieht in § 1a BNatSchG vor, den Erhalt bestimmter Naturflächen 

wie Nationalparks, Naturschutzgebiete, Kernzonen von Biosphärenreservaten sowie natürli-

che nicht entwässerte Moore und Maßnahmen zur Moorwiedervernässung als Belange des 

überragenden öffentlichen Interesses (üöI) einzustufen.  

Trotz der Reduzierung der in diese Regelung einbezogenen Flächen gegenüber dem Ur-

sprungsentwurf, der Anfang 2026 bekannt geworden war, bleibt jedoch immer noch eine 

umfangreiche Flächenkulisse mit einem besonderen Status hinsichtlich der Abwägung in 

Planungsverfahren. Wir erkennen ausdrücklich an, dass im Laufe des Diskussionsprozesses 

deutliche Verbesserungen im Entwurf zu verzeichnen sind. 

Unseres Erachtens besteht für die wichtigsten Schutzgüter wie Nationalparks, Naturschutz-

gebiete und Kernzonen von Biosphärenreservaten – berechtigterweise – ein sehr hoher 

rechtlicher Schutzstatus, der die zusätzliche Einführung des „überragenden öffentlichen In-

teresses“ hier entbehrlich macht. 
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Auswirkungen auf Vorhaben im überragenden öffentlichen Interesse 

Für Vorhaben, die ihrerseits durch das Infrastruktur-Zukunftsgesetz (InfZuG) und andere in 

§ 1a BNatSchG (i.d.F. des NatInfG) aufgezählten Fachgesetze (z.B. das zukünftig geänderte 

BauGB) als Vorhaben des überragenden öffentlichen Interesses eingestuft werden, enthält 

der Gesetzentwurf eine Sonderregel.  

Das überragende öffentliche Interesse nach NatInfG soll demnach keine Anwendung in der 

Abwägung gegenüber aktuellen und zukünftigen Vorhabenarten finden, die bis zum Inkraft-

treten des NatInfG bereits in das überragende öffentliche Interesse einbezogen wurden. 

Dadurch soll vermieden werden, dass sich gleichrangige Belange des überragenden öffentli-

chen Interesses gegenseitig blockieren, wodurch die Vorhaben nach dem InfZuG hier nicht 

unmittelbar betroffen sein sollten. 

Diese Regelung zur Vermeidung von Kollisionen mehrerer „überragender öffentlicher Inte-

ressen“ ist – wenn an der Schaffung des überragenden Interesses durch des NatInfG festge-

halten werden soll – im Grundsatz zu begrüßen. Diese Ausnahmeregelung sollte jedoch 

noch gezielt ausgeweitet werden. (s.u.) 

Auswirkungen auf sonstige Verkehrsinfrastrukturvorhaben und Hochbau 

Von dieser Freistellung sind alle Infrastruktur- und Bauvorhaben ausgenommen, die nicht 

durch das InfZuG oder andere Gesetze bereits als „im überragenden öffentlichen Interesse“ 

liegend eingeordnet wurden. Hier ist zu erwarten, dass die künftig privilegierten Natur-

schutzbelange (in der Flächenkulisse des § 1a BNatSchG) in der Abwägung regelmäßig ein 

deutlich höheres Gewicht erhalten als die jeweiligen Infrastruktur- oder Bauvorhaben. Im 

Ergebnis besteht die Gefahr, dass zahlreiche Vorhaben mindestens erheblich erschwert und 

verzögert werden, z.B.: 

• Bundesstraßenprojekte außerhalb der privilegierten Bedarfsplankategorien (Neu-

bau), 

• Landesstraßen (Neubau), 

• Ortsumgehungen (Neubau), 

• Aus- und Umbaumaßnahmen bestehender Straßen (wenn bei Erweiterungen ge-

schützte Flächen einbezogen werden), 

• Brückenersatzneubauten außerhalb privilegierter Vorhaben (wenn der Ersatzbau 

geschützte Flächen einbezieht) 

Auch andere Bauprojekte für Gewerbebauten sowie soziale und technische Infrastrukturen 

könnten betroffen sein. Ebenso Wohnungsbauvorhaben, die nicht nach der noch zu be-

schließenden Baurechtsnovelle im üöI stehen.  

In einem zwischen den Ressorts noch nicht geeinten „Klammerzusatz“ zu § 1a BNatSchG 

werden alle Vorhaben, die aus dem Sondervermögen für Infrastruktur und Klimaneutralität 

finanziert werden, privilegiert.  

Soweit von der Einführung des überragenden öffentlichen Interesses im NatInfG nicht abge-

sehen wird, regen wir zumindest an, den zuvor genannten Klammerzusatz zu übernehmen. 

Dadurch würde eine Kollision des NatInfG mit Vorhaben außerhalb des InfZuG, die jedoch 

mit Mitteln des Sondervermögens auf Ebenen des Bundes, der Länder oder der Kommunen 

finanziert werden, vermieden. 
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§ 15 Abs. 2 BNatSchG-E: Flexibilisierung des Naturraumbezugs  

Bisher war für Ausgleichsmaßnahmen ein strenger Bezug auf den vorherrschenden Natur-

raum vorgesehen. Durch die Novellierung darf eine Kompensation auch in angrenzenden 

Naturräumen stattfinden, was eine Erhöhung der Flexibilität bedeutet. 

Diese Neuregelung wird unterstützt.  

Ebenfalls begrüßt wird die mögliche Übertragung von Kompensationspflichten auf zertifi-

zierte Dritte.  

§ 20a BNatSchG-E Flächen der „natürlichen Infrastruktur“ – Höhere Kompensationsforde-

rungen 

Über die Festlegung des üöI definiert das NatInfG in § 20a BNatSchG den Begriff „natürliche 

Infrastruktur“, dessen Umfang deutlich über die Kulissen von § 1a BNatSchG hinausgeht. 

Damit würden u.a. auch nicht exakt definierte Flächentypen wie „Vorkommensgebiete sel-

tener oder gefährdeter Arten“ und „Landschaften von hervorragender Bedeutung“ (für de-

ren Einbeziehung es nur einer Darstellung in Landschaftsplänen bedarf) einbezogen.  

Für die Beeinträchtigung der dort genannten Schutzgüter durch Baumaßnahmen entstün-

den höhere Kompensationserfordernisse (20 Prozent Aufschlag bei Ausgleichs- und Ersatz-

maßnahmen nach § 15 Abs. 3b BNatSchG, 20 Prozent Aufschlag bei Anwendung des Ersatz-

geldes nach § 15 Abs. 6b BNatSchG für Maßnahmen nach InfZuG).  

Das Handwerk sieht die Schaffung dieser zusätzlichen Flächenkulisse kritisch. 

Zum einen verteuern sich notwendige Wohnungsbau- und Infrastrukturmaßnahmen, an de-

nen das Bauhandwerk beteiligt ist. Kritisch ist darüber hinaus auch eine mögliche Verteue-

rung bei der Gewerbeflächenentwicklung, ein Anstieg der Flächenprüfungen, frühere natur-

schutzfachliche Ausschlüsse sowie ein verkomplizierter kommunaler Flächentausch. Auf-

grund der fortbestehenden Verdrängung aus den inneren Stadtbereichen sind kleine und 

mittlere Handwerksbetriebe vielfach auf neue Gewerbeflächen in Randlage angewiesen. 

Wenn es bei bestimmten Maßnahmen zur Inanspruchnahme von hochwertigen Naturflä-

chen kommt, ist dem schon ein aufwändiger Abwägungsprozess vorangegangen.  

In diesen Fällen sollten nicht noch zusätzliche Aufschläge auf Kompensationsmaßnahmen 

erfolgen. Insbesondere das flexible Instrument des Ersatzgeldes sollte durch massive Auf-

schläge nicht unattraktiv gemacht werden. Damit würden die Ansätze, die Naturschutzbe-

lange mit Flexibilisierung und Beschleunigung kombinieren zu können, massiv beeinträch-

tigt.  

Soweit der Begriff der „natürlichen Infrastruktur“ weiterhin verwendet werden soll, wäre 

eine zumindest völlige Angleichung der im NatInfG definierten Flächenkulisse von § 20a 

BNatSchG an den engeren und rechtlich klareren Umriss von § 1a BNatSchG notwendig. 

So könnten zusätzliche Prüfanforderungen und das dadurch erhöhte Klagerisiko vermieden 

werden. Jeder weitere Bürokratieaufwuchs sowie Erforderlichkeiten von zusätzlichen Stu-

dien und Kartierungen sind zu vermeiden. Insbesondere sind alle negativen Wirkungen auf 

Bestandsertüchtigungen, Ersatzbauten und notwendige Erweiterungen bestehender Tras-

sen auszuschließen. 
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§ 74 BNatSchG – Ausnahmen  

Der § 74 BNatSchG definiert grundsätzliche Ausnahmen von der Anwendung der Regelun-

gen des NatInfG.  

Zu begrüßen ist, dass Vorhaben und Maßnahmen ausgenommen werden, „bei denen be-

reits ein Zulassungsantrag gestellt wurde“ sowie „bereits zugelassene Vorhaben einschließ-

lich ihrer Unterhaltungsmaßnahmen“.  

Im noch nicht zwischen den Bundesressorts geeinten Klammerzusatz zu § 74 wird eine Aus-

dehnung der von der Anwendung des NatInfG befreiten Vorhaben vorgeschlagen, und zwar 

- auf Maßnahmen und Vorhaben, deren planerische Vorbereitung bereits begonnen 

hat 

- und auf „bereits zugelassene Vorhaben einschließlich ihrer Änderung, Unterhal-

tung, Erneuerung und Instandhaltung.“ 

Aus Sicht des Handwerks wäre die Übernahme des Klammerzusatzes zu begrüßen, um Kon-

flikte mit schon in Planungen befindlichen Vorhaben und bereits zugelassenen Vorhaben zu 

minieren. Wir regen an, neben der „Änderung, Unterhaltung, Erneuerung und Instandhal-

tung“ auch Erweiterungen zu privilegieren, soweit diese durch seit der Errichtung erlassene 

gesetzliche Regelungen oder neue Normen resultieren. (z.B. Fahrbahnbreiten, Lärmschutz-

anlagen, Abstände)  

Abschließende Bemerkungen 

Aus Sicht des Handwerks ist es wichtig, dass das geplante NatInfG den mit dem InfZuG ein-

geschlagenen Kurs unterstützt, verlässliche Standortbedingungen, schnellere Verfahren und 

ein klares Signal für Investitionen zu schaffen, nicht durch neue Hemmnisse erschwert oder 

verteuert. Der Schutz wertvoller Naturflächen ist ein wichtiges Ziel und sollte durch zielge-

richtete Regelungen gesichert werden.  

Zusätzliche Abwägungsanforderungen, höhere Kompensationslasten oder neue Verzöge-

rungsrisiken müssen jedoch vermieden werden. Erforderlich sind praktikable und flexibel 

umsetzbare Ausgleichsmaßnahmen, die die natürliche Umwelt stärken und zugleich die 

Umsetzung von Bauvorhaben ermöglichen. 

 

./. 
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